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564. Protokoll über den Beitritt Boliviens zum Allgemeinen Zoll- und Handelsabkommen
(NR: GP XVIII RV 93 VV S. 30. BR: AB 4066 S. 542.)

560. Kundmachung des Bundeskanzlers be-
treffend den Geltungsbereich des Übereinkom-
mens über die Erklärung des Ehewillens, das
Heiratsmindestalter und die Registrierung von

Eheschließungen

Nach Mitteilungen des Generalsekretärs der
Vereinten Nationen haben folgende weitere Staaten
ihre Beitrittsurkunde zum Übereinkommen über die
Erklärung des Ehewillens, das Heiratsmindestalter
und die Registrierung von Eheschließungen (BGBl.
Nr. 433/1969, letzte Kundmachung des Geltungs-
bereiches BGBl. Nr. 452/1988) hinterlegt bzw.
erklärt, sich auch nach Erlangung der Unabhängig-
keit an dieses Übereinkommen gebunden zu
erachten:

Staaten:
Datum der Hinterlegung

der Beitrittsurkunde
bzw. Kontinuitätserklärung:

Antigua und Barbuda 25. Oktober 1988
Mongolei 6. Juni 1991

Vranitzky

561 . Kundmachung des Bundeskanzlers be-
treffend den Geltungsbereich des Internationa-

len Übereinkommens gegen Geiselnahme

Nach Mitteilungen des Generalsekretärs der
Vereinten Nationen haben folgende weitere Staaten
ihre Ratifikations- bzw. Beitrittsurkunden zum
Internationalen Übereinkommen gegen Geisel-

nahme (BGBl. Nr. 600/1986, letzte Kundmachung
des Geltungsbereiches BGBl. Nr. 655/1986) hinter-
legt:

Staaten:
Datum der Hinterlegung

der Ratifikations-
bzw. Beitrittsurkunde:

Australien 21. Mai 1990
Brunei 18. Oktober 1988
Bulgarien 10. März 1988
Côte d'Ivoire 22. August 1989
Dänemark 11. August 1987
Ecuador 2. Mai 1988
Ghana 10. November 1987
Grenada 10. Dezember 1990
Haiti 17. Mai 1989
Japan 8. Juni 1987
Jugoslawien 19. April 1985
Kamerun 9. März 1988
Kuwait 6. Februar 1989
Luxemburg 29. April 1991
Mali 8. Februar 1990
Mexiko 28. April 1987
Nepal 9. März 1990
Niederlande (einschließlich

Niederländische Antillen
und Aruba) 6. Dezember 1988

Oman 22. Juli 1988
Rumänien 17. Mai 1990
St. Kitts und Nevis 17. Jänner 1991
Saudi-Arabien 8. Jänner 1991
Senegal 10. März 1987
Sowjetunion 11. Juni 1987
Sudan 19. Juni 1990
Tschechoslowakei 27. Jänner 1988
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Staaten:
Datum der Hinterlegung

der Ratifikations-
bzw. Beitrittsurkunde:

Türkei 15. August 1989
Ukraine 19. Juni 1987
Ungarn 2. September 1987
Venezuela 13. Dezember 1988
Weißrußland 1. Juli 1987
Zypern 13. September 1991

Nachstehende Staaten haben anläßlich der
Hinterlegung ihrer Ratifikations- bzw. Beitrittsur-
kunde Vorbehalte erklärt bzw. Erklärungen abge-
geben:

Gemäß Art. 16 Abs. 2:

Saudi-Arabien, Türkei, Venezuela.

Bulgarien:

Vorbehalt zu Artikel 16 Absatz 1:

Bulgarien betrachtet sich durch die Bestimmun-
gen von Artikel 16 Absatz 1 des Internationalen
Übereinkommens gegen Geiselnahme als nicht
gebunden und erklärt, daß jede Streitigkeit über die
Auslegung und Anwendung des Übereinkommens
zwischen Vertragsstaaten, die einem Schiedsverfah-
ren unterworfen oder dem Internationalen Ge-
richtshof unterbreitet wird, in jedem einzelnen Fall
die Zustimmung aller Streitparteien erfordert.

Erklärung zu Artikel 9 Absatz 1:

Bulgarien verurteilt jeden Akt von internationa-
lem Terrorismus, dem nicht nur Regierungs- und
Staatsbeamte sondern auch viele unschuldige
Menschen einschließlich Mütter, Kinder, alte
Menschen zum Opfer fallen, der sich zunehmend
destabilisierend auf internationale Beziehungen
auswirkt und der, ungeachtet der Gründe, die zur
Erklärung terroristischer Handlungen angeführt
werden, die politische Lösung von Krisensituationen
beträchtlich erschwert. Bulgarien ist der Ansicht,
daß Artikel 9 Absatz 1 des Übereinkommens im
Einklang mit den erklärten Zielen des Übereinkom-
mens zur Anwendung gelangen sollte; dazu zählt
die Entwicklung einer internationalen Zusammen-
arbeit bei der Ergreifung wirksamer Maßnahmen
zur Verhütung, strafrechtlichen Verfolgung und
Bestrafung aller Geiselnahmen als Ausdruck des
internationalen Terrorismus, einschließlich der
Auslieferung von Verdächtigen.

Jugoslawien:

Die Sozialistische Föderative Republik Jugosla-
wien stellt hiemit fest, daß die Bestimmungen des
Art. 9 des Übereinkommens in der Praxis dermaßen

ausgelegt und angewendet werden sollten, daß
dadurch die Ziele des Übereinkommens nicht in
Frage gestellt werden, zB Ergreifung wirksamer
Maßnahmen zur Verhütung jeder Form von
Geiselnahmen als Phänomen des internationalen
Terrorismus sowie auch strafrechtliche Verfolgung,
Bestrafung und Auslieferung von Personen, die
verdächtigt werden, diesen kriminellen Verstoß
begangen zu haben.

Mexiko:

In bezug auf Artikel 16 halten sich die
Vereinigten Mexikanischen Staaten an den Gel-
tungsbereich und die Einschränkungen, die von der
Regierung Mexikos am 7. November 1945 anläßlich
der Ratifizierung der Charta der Vereinten
Nationen und des Statuts des Internationalen
Gerichtshofes festgelegt wurden.

Niederlande:

„Nach Ansicht der Regierung des Königreichs
der Niederlande läßt Artikel 15 des Übereinkom-
mens und insbesondere der 2. Satz dieses Artikels
die Anwendbarkeit des Artikels 33 der Konvention
über die Rechtsstellung der Flüchtlinge vom 28. Juli
1951 völlig unberührt."

„In jenen Fällen, in denen die Justizbehörden der
Niederlande, der Niederländischen Antillen oder
Arubas ihre Gerichtsbarkeit in Übereinstimmung
mit einem der in Artikel 5 Absatz 1 genannten
Grundsätze nicht ausüben können, nimmt das
Königreich die erwähnte (in Artikel 8 verankerte)
Verpflichtung unter der Bedingung an, daß es ein
Auslieferungsersuchen von einem anderen Ver-
tragsstaat des Übereinkommens erhalten und
abgelehnt hat."

Sowjetunion:

Die Union der Sozialistischen Sowjetrepubliken
betrachtet sich durch Artikel 16 Absatz 1 des
Internationalen Übereinkommens gegen Geisel-
nahme als nicht gebunden und erklärt, daß bei jeder
Streitigkeit zwischen Vertragsstaaten über die
Auslegung oder Anwendung dieses Übereinkom-
mens, die einem Schiedsverfahren unterworfen oder
dem Internationalen Gerichtshof unterbreitet wer-
den soll, in jedem einzelnen Fall die Zustimmung
aller Streitparteien gewährleistet sein muß.

Die Union der Sozialistischen Sowjetrepubliken
verurteilt den internationalen Terrorismus, der das
Leben unschuldiger Menschen fordert, eine Bedro-
hung ihrer Freiheit und persönlichen Unverletzlich-
keit darstellt und die internationale Lage destabili-
siert, ungeachtet der Beweggründe, die als Erklä-
rung für terroristische Handlungen herangezogen
werden. Dementsprechend ist die Union der



204. Stück — Ausgegeben am 31. Oktober 1991 — Nr. 562 2423

Sozialistischen Sowjetrepubliken der Ansicht, daß
Artikel 9 Absatz 1 des Übereinkommens in einer im
Einklang mit den erklärten Zielen des Übereinkom-
mens stehenden Art und Weise zur Anwendung
kommen soll; dazu zählt die Entwicklung einer
internationalen Zusammenarbeit bei der Ergreifung
wirksamer Maßnahmen zur Verhütung, strafrecht-
lichen Verfolgung und Bestrafung aller Akte von
Geiselnahme als Ausdruck des internationalen
Terrorismus, ua. durch die Auslieferung von
Tatverdächtigen.

Tschechoslowakei:

Wir treten dem Übereinkommen bei und erklären
gemäß Artikel 16 Absatz 2 des Übereinkommens,
daß die Tschechoslowakische Sozialistische Repu-
blik sich durch die Bestimmung des Artikels 16
Absatz 1 als nicht gebunden betrachtet und feststellt,
daß gemäß dem Grundsatz der souveränen
Gleichheit der Staaten bei allen einem Schlichtungs-
verfahren zu unterwerfenden oder dem Internatio-
nalen Gerichtshof zu unterbreitenden Streitigkeiten
in jedem einzelnen Fall die Zustimmung aller
Streitparteien erforderlich ist.

Ukraine:

Gleichlautender Vorbehalt wie die Sowjetunion.

Ungarn:

Ungarn betrachtet sich durch die in Artikel 16
Absatz 1 des Übereinkommens vorgesehenen
Verfahren zur Beilegung von Streitigkeiten als nicht
gebunden, daß sich ihrer Auffassung nach die
Zuständigkeit jedes Schiedsgerichtes oder des
Internationalen Gerichtshofes nur darauf gründen
kann, daß alle betroffenen Parteien sich freiwillig
und im vorhinein mit einer solchen Zuständigkeit
einverstanden erklärt haben.

Weißrußland:

Gleichlautender Vorbehalt wie die Sowjetunion.

Gemäß weiteren Mitteilungen des Generalsekre-
tärs der Vereinten Nationen zufolge haben
nachstehende Staaten den anläßlich der Hinterle-
gung ihrer Beitrittsurkunde erklärten Vorbehalt zu
Artikel 16 Absatz 1 zurückgenommen:

Tschechoslowakei mit Wirksamkeit vom 26. April
1991. Ungarn mit Wirksamkeit vom 8. Dezember
1989.

Vranitzky

562.

(Übersetzung)

VEREINBARUNG

ZWISCHEN DEM BUNDESMINISTER
FÜR ÖFFENTLICHE WIRTSCHAFT UND
VERKEHR DER REPUBLIK ÖSTER-
REICH UND DEM VERKEHRSMINI-
STER DER BUNDESREPUBLIK
DEUTSCHLAND NACH RN. 2010 ADR
ÜBER DIE BEFÖRDERUNG VON MA-
GNESIUM-IMPRÄGNIERTEM KOKS
MIT EINEM DURCHSCHNITTLICHEN
MAGNESIUMGEHALT VON 42,5%,
HÖCHSTENS JEDOCH 48,0%, ALS

STOFF DER KLASSE 4.3, ZIFF. 1 d)

(1) Abweichend von Rn. 2470 und 2471 ADR
darf magnesium-imprägnierter Koks mit einem
durchschnittlichen Magnesiumgehalt von 42,5%
höchstens jedoch 48,0% als Stoff der Klasse 4.3
Ziffer 1 d) ADR unter folgenden Bedingungen auf
der Straße befördert werden:
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1. Stoff- und Verpackungszulassung
1.1 Der Stoff muß nach den von den Vereinten

Nationen verabschiedeten Empfehlungen für
Prüfverfahren und Einstufungskriterien —
Kapitel 14 Abs. 14.4 der UN-Empfehlungen
über die Beförderung gefährlicher Güter —
geprüft sein und darf anhand der Prüfergeb-
nisse keine Einstufung in die Verpackungsgrup-
pen I oder II erfordern.

2. Verpackungen
2.1 Fässer

Der Stoff ist in Fässer aus Stahl mit
abnehmbarem Deckel (1A2) mit einem Fas-
sungsraum von höchstens 250 1 zu verpacken.

2.2 Zusammengesetzte Verpackungen
Es dürfen auch zusammengesetzte Verpackun-
gen mit Innengefäßen aus Metall mit einem
Fassungsraum von höchstens 40 1 und Kisten
aus Metall, Holz oder Pappe der Kodierung
4A1, 4B1, 4C, 4D, 4F oder 4G als Außenverpak-
kungen verwendet werden.

2.3 Bauartprüfung
Die Verpackungen ggf. mit Innenverpackungen
müssen einer Bauartprüfung nach Anhang A.5
ADR mit Erfolg unterzogen worden sein.
Es sind die Vorschriften für feste Stoffe der
Verpackungsgruppe III anzuwenden.

3. Sonstige Vorschriften
3.1 Ein Versandstück nach 2.2 darf nicht schwerer

als 75 kg sein.
3.2 Die übrigen für Stoffe der Klasse 4.3 Ziffer 1 d)

ADR geltenden Vorschriften sind entsprechend
anzuwenden.

(2) Im Beförderungspapier hat der Absender
zusätzlich zu vermerken: „Beförderung vereinbart
nach Rn. 2010 des ADR."

(3) Diese Vereinbarung gilt im Verkehr zwischen
der Republik Österreich und der Bundesrepublik
Deutschland bis auf Widerruf durch eine der
Vertragsparteien.

Wien, am 30. 11. 1990

Für den Bundesminister für öffentliche Wirtschaft
und Verkehr der Republik Österreich:

Kafka

Bonn, am 20. 8. 1991

Die für das ADR zuständige Behörde der
Bundesrepublik Deutschland:

Der Bundesminister für Verkehr:
Quester

Vranitzky
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563.
(Übersetzung)

VEREINBARUNG
ZWISCHEN DEM BUNDESMINISTER
FÜR ÖFFENTLICHE WIRTSCHAFT UND
VERKEHR DER REPUBLIK ÖSTER-
REICH UND DER FÜR DAS ADR
ZUSTÄNDIGEN BEHÖRDE DES KÖ-
NIGREICHES NORWEGEN GEMÄSS
RN. 10 602 ADR BETREFFEND ÜBER-
GANGSVORSCHRIFTEN HINSICHT-
LICH DER ADR-NOVELLE VOM 1.1.

1990

1. Abweichend von den Vorschriften der Anlage
B.1 a dürfen

a) festverbundene Tanks (Tankfahrzeuge), Auf-
setztanks und Gefäßbatterien, die vor dem
1. Mai 1985 nach den bis zu diesem Zeitpunkt
gültigen Vorschriften des ADR gebaut
worden sind und diesen Vorschriften entspre-
chen, bis 31. 12. 1993 im internationalen
Verkehr weiterverwendet werden, auch wenn
sie hinsichtlich Wanddicke und Ausrüstung
nicht den ab 1. 1. 1990 geltenden Vorschriften
entsprechen;

b) festverbundene Tanks (Tankfahrzeuge), Auf-
setztanks und Gefäßbatterien, die vor dem
1.1. 1990 nach den Vorschriften des ADR
gebaut wurden und den ab 1. Mai 1985
geltenden Vorschriften entsprechen, nicht
aber hinsichtlich Wanddicke und Ausrüstung
den Vorschriften, die ab 1. 1. 1990 gelten, bis
30. 9. 1999 weiterverwendet werden.

2. Im Beförderungspapier hat der Absender
zusätzlich zu vermerken: „Beförderung vereinbart
nach Rn. 10 602 des ADR."

3. Diese Vereinbarung gilt im Verkehr zwischen
der Republik Österreich und Norwegen bis auf
Widerruf durch eine der Vertragsparteien.

Sie tritt darüber hinaus bei Inkrafttreten abwei-
chender Übergangsbestimmungen im Abschnitt I/8
des Anhanges B.1 a des ADR außer Kraft.

Oslo, den 12.9. 1991

Die für das ADR zuständige Behörde des
Königreiches Norwegen:

I. Tenold

Wien, den 29. 11. 1989

Für den Bundesminister für öffentliche Wirtschaft
und Verkehr der Republik Österreich:

Kafka

Vranitzky
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564.

Der Nationalrat hat beschlossen:

Der Abschluß des nachstehenden Staatsvertrages wird genehmigt.

Protokoll über den Beitritt Boliviens zum Allgemeinen Zoll- und Handelsabkommen
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(Übersetzung)

PROTOKOLL ÜBER DEN BEITRITT
BOLIVIENS ZUM ALLGEMEINEN ZOLL-

UND HANDELSABKOMMEN

DIE REGIERUNGEN, die Vertragsparteien des
Allgemeinen Zoll- und Handelsabkommens sind
(im folgenden als „Vertragsparteien" bzw. als
„Allgemeines Abkommen" bezeichnet), die Euro-
päische Wirtschaftsgemeinschaft und die Regierung
Boliviens (im folgenden „Bolivien" bezeichnet), sind

UNTER BERÜCKSICHTIGUNG der Ergeb-
nisse der Verhandlungen über den Beitritt Boliviens
zum Allgemeinen Abkommen,

DURCH ihre Vertreter wie folgt übereingekom-
men:

TEIL I

Allgemeine Bestimmungen

1. Bolivien wird, sobald dieses Protokoll gemäß
Abs. 6 in Kraft tritt, zu einer Vertragspartei des
Allgemeinen Abkommens im Sinne seines Arti-
kels XXXII und wendet den Vertragsparteien
gegenüber vorläufig und nach Maßgabe dieses
Protokolls an:

a) Teile I, III und IV des Allgemeinen Abkom-
mens und

b) Teil II des Allgemeinen Abkommens im
größtmöglichen Ausmaß, das mit seinen am
Tage des Datums des Protokolls bestehenden
Rechtsvorschriften vereinbar ist.

Die Verpflichtungen gemäß Art. I Abs. 1 des
Allgemeinen Abkommens, soweit darin auf Art. III
des Allgemeinen Abkommens Bezug genommen
wird, und die Verpflichtungen gemäß Art. II Abs. 2,
lit. b, soweit darin auf die Artikel VI des Allgemei-
nen Abkommens Bezug genommen wird, werden
für die Zwecke dieses Absatzes als zu Teil II des
Allgemeinen Abkommens gehörig angesehen.

2. a) Falls in diesem Protokoll nicht anders
bestimmt ist, sind die von Bolivien den
Vertragsparteien gegenüber anzuwenden-
den Bestimmungen des Allgemeinen Ab-
kommens diejenigen, die in dem Text
enthalten sind, welcher der Schlußakte der
zweiten Tagung des Vorbereitenden Ko-
mitees der Konferenz der Vereinten
Nationen für Handel und Beschäftigung
angeschlossen ist, und zwar in der durch
solche Übereinkommen berichtigten, er-
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gänzten oder auf andere Weise geänderten
Fassung, die am Tage, an dem Bolivien
Vertragspartei wird, in Kraft stehen.

b) In den Fällen, in denen Art. V Abs. 6,
Art. VII Abs. 4 lit. d und Art. X Abs. 3 lit. c
des Allgemeinen Abkommens auf das
Datum jenes Abkommens Bezug nehmen,
ist für. Bolivien das Datum dieses Proto-
kolls anzuwenden.

TEIL II
Liste der Zollzugeständnisse

3. Sobald dieses Protokoll in Kraft tritt, wird die
Liste in der Anlage zu einer Liste des Allgemeinen
Abkommens bezüglich Bolivien.

4. a) In den Fällen, in denen Art. II Abs. 1 des
Allgemeinen Abkommens auf das Datum
jenes Abkommens Bezug nimmt, ist für
jede Ware, die Gegenstand eines Zuge-
ständnisses im Rahmen der diesem Proto-
koll beigefügten Liste der Zollzugeständ-
nisse ist, das Datum dieses Protokolls
anzuwenden.

b) Betreffend die Bezugnahme in Art. II
Abs. 6 lit. a des Allgemeinen Abkommens
auf das Datum jenes Abkommens, ist das
für die diesem Protokoll beigefügte Liste
der Zollzugeständnisse anzuwendende
Datum das Datum dieses Protokolls.

TEIL III
Schlußbestimmungen

5. Dieses Protokoll wird beim Generaldirektor
der Vertragsparteien hinterlegt. Es liegt zur
Unterzeichnung durch Bolivien bis 31. Jänner 1990
auf. Es liegt auch zur Unterzeichnung durch
Vertragsparteien und die Europäische Wirtschafts-
gemeinschaft auf.

6. Dieses Protokoll tritt am dreißigsten Tag nach
dem Tage seiner Unterzeichnung durch Bolivien in
Kraft.

7. Nachdem Bolivien nach Abs. 1 dieses Proto-
kolls eine Vertragspartei des Allgemeinen Abkom-
mens geworden ist, kann es dem Allgemeinen
Abkommen auf Grund der anwendbaren Bestim-
mungen des Protokolls durch Hinterlegung einer
Beitrittsurkunde beim Generaldirektor beitreten.
Dieser Beitritt wird an dem Tage wirksam, an dem
das Allgemeine Abkommen nach Art. XXVI in
Kraft tritt bzw. am dreißigsten Tag nach dem Tag
der Hinterlegung der Beitrittsurkunde, je nachdem,
welcher Zeitpunkt der spätere ist. Der Beitritt zum
Allgemeinen Abkommen gemäß dieses Absatzes
wird für die Zwecke des Art. XXXII Abs. 2 jenes
Abkommens als Annahme des Abkommens gemäß
seinem Art. XXVI Abs. 4 angesehen.

8. Bolivien kann die vorläufige Anwendung des
Allgemeinen Abkommens vor seinem Beitritt zu
diesem gemäß Abs. 7 zurücknehmen. Eine derartige
Zurücknahme wird am sechzigsten Tag nach dem
Tag wirksam, an dem eine schriftliche Mitteilung
hierüber beim Generaldirektor einlangt.

9. Der Generaldirektor übermittelt unverzüglich
eine beglaubigte Abschrift dieses Protokolls und
eine Notifikation über jede Unterzeichnung dessel-
ben gemäß Abs. 5 an jede Vertragspartei, an die
Europäische Wirtschaftsgemeinschaft, an Bolivien
und an jede Regierung, die dem Allgemeinen
Abkommen vorläufig beigetreten ist.

10. Dieses Protokoll wird nach Artikel 102 der
Satzung der Vereinten Nationen registriert.

GESCHEHEN zu Genf am dritten August
neunzehnhundertneunundachtzig, in einer einzigen
Urschrift in englischer, französischer und spanischer
Sprache, ausgenommen einer möglichen anderen
Regelung betreffend die hier angeschlossene Liste,
wobei jeder Text authentisch ist.

Der anläßlich der Unterzeichnung des Protokolls erklärte Vorbehalt der Ratifikation wurde am
26. September 1991 zurückgezogen; das Protokoll ist für Österreich mit demselben Tag in Kraft getreten.

Vranitzky


